
 

Evaluierungsbericht zur Begrenzung der Anzahl von 

Wahlplakaten im Bezirk Treptow-Köpenick von Berlin 

 

1. Einleitung/Ausgangslage 

Die Legitimation für politische Werbung zu Wahlkampfzwecken ergibt sich grundlegend aus Artikel 

5 (freie Meinungsäußerung) und Artikel 21 (politische Parteien) des Grundgesetzes (GG), der die 

Mitwirkung der Parteien bei der politischen Willensbildung garantiert. Werbeanlagen, die in 

unmittelbarem Zusammenhang mit Wahlen stehen, sind aufgrund der Bedeutung für einen 

demokratischen Staat und der Bedeutung der Parteien für solche Wahlen grundsätzlich zu 

erlauben. Mit Beschluss-Nr. 0825/41/21 (Drs.Nr.: VIII/1315, siehe Anlage 1) der 41. Sitzung der 

Bezirksverordnetenversammlung (BVV) in Treptow-Köpenick vom 25.02.2021 wurde das 

Bezirksamt ersucht, für die Wahlen am 26.09.2021 zum Deutschen Bundestag, zum Berliner 

Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen die Anzahl an Wahlplakaten pro 

Partei, die im Bezirk Treptow-Köpenick über eine Sondernutzungserlaubnis genehmigt werden, zu 

begrenzen. Hintergrund war, dass die Wahlwerbeplakatierung insbesondere an Lichtmasten auch 

durch zahlenmäßige Zunahme in der Vergangenheit insbesondere von der Bevölkerung als intensiv 

ungünstig für das Ortsbild sowie auch als Belastung für die Umwelt und Verkehrssicherheit 

wahrgenommen worden war. 

Hierzu wurde dann mit Schreiben vom 06.05.2021 durch das für die Straßensondernutzung mit 

Wahlwerbung zuständige bezirkliche Straßen- und Grünflächenamt ein Schlussbericht mit einem 

Vorschlag vorgelegt. Dieser bezog sich auf einschlägige Rechtsprechung und enthielt einen 

Bearbeitungsmodus für künftige Wahlplakatantragstellungen (Anlage 2, siehe dort bzw. folgender 

Pkt. 2). Der Schlussbericht wurde der Bezirksverordnetenversammlung überstellt, fand Anklang und 

wurde sodann sukzessive in die Tat umgesetzt. In dem Schlussbericht war eine Evaluierung nach 

Abschluss des Wahlwerbungszeitraumes avisiert worden. Diese konnte arbeitsanfallbedingt bzw. 

wegen diverser vordringlicherer Aufgaben nicht umfristig von statten gehen, so dass dies am 

22.07.2022 Gegenstand einer Schriftlichen Anfrage (IX/0194, siehe Anlage 3) wurde. Wie in der 

Beantwortung dieser Anfrage für das IV. Quartal in Aussicht gestellt, erfolgt nunmehr die Bewertung. 

 

2. Inhalt der Begrenzungsregelung 

Allen Parteien, die eine Sondernutzungserlaubnis für Plakatwerbung beantragt haben, wurde eine 

Mindestplakatanzahl zugesichert. Die Gesamtzahl der erlaubnisfähigen Wahlplakate wurde auf 

Grundlage der für die Wahlen in den Jahren 2016/2017 beantragten Plakate errechnet. Daraus 

wurde ein Mittelwert von 25.891 Plakaten für das Wahljahr 2021 gebildet, von dem dann der 

Sockelbetrag von 5 % abzuleiten war. Auch die für die jeweilige Partei in 2021 erlaubnisfähigen 

Plakate wurden aus dem durch zwei geteilten Mittelwert der beantragten Wahlplakate zur Wahl für 

das Berliner Abgeordnetenhaus und der Bezirksverordneten 2016 und der Bundestagswahl 2017 

gebildet. Als sinnvolle und faire Begrenzung kam eine Reduzierung für alle antretenden Parteien 

auf die Hälfte in Betracht. Auch Parteien, die an den Wahlen der Jahre 2016 und 2017 nicht 



teilgenommen hatten, wurde der Sockelbetrag von 5 Prozent gewährt, bzw. die nur beantragte 

Anzahl.  

 

3. Ergebnisse der Evaluierung 

Grundlage der folgenden Ausführungen sind die bei den Ordnungsdiensten/der Straßenaufsicht 

erfolgten bzw. vorliegenden Anfragen/Rückmeldungen/Erfahrungswerte. 

Gemäß besagtem BVV-Beschluss wurde eine Reduzierung der Wahlwerbung auf 25.891 Plakate 

festgelegt. Für den Wahlzeitraum 2021 wurden dann im Bezirk Treptow-Köpenick 

Sondernutzungserlaubnisse (Plakatwerbung) für 22.820 Stck. erteilt. Damit liegt die Zahl an offiziell 

genehmigten Plakatwerbungen deutlich unter den Vorjahren und führt im Vergleich zum vorherigen 

Wahljahr zu einer Einsparung von rd. 6.000 Plakaten.  

Die vorgegebene Reduzierung stieß weitestgehend auf Akzeptanz bei den politischen Parteien, 

wenngleich im Wissen um die gewünschte Reduzierung noch bei ca. 50 % der Parteien die 

beantragte Plakatanzahl tlw. deutlich über der genehmigungsfähigen Anzahl lag. In Einzelfällen 

kam es hierbei zu mündlichen Unmutsäußerungen sowie in einem Fall zu einem schriftlichen 

Widerspruch, der jedoch abschlägig beschieden wurde und damit auch an dieser Stelle 

Rechtsfrieden eintrat. Eine dezidierte Kontrolle/zahlenmäßige Erfassung, inwieweit auch wirklich nur 

genehmigte Plakate aufgehängt wurden, erfolgte nicht. Eine systematische Überprüfung dessen ist 

kapazitiv/personell auch nicht realisierbar, das wurde bereits im o. a. Schlussbericht angekündigt. 

Ebenfalls erfolgte keine systematische Prüfung, ob die mit der Sondernutzungserlaubnis auferlegten 

Nebenbestimmungen durch die einzelnen Parteien Beachtung und vor allem Umsetzung fanden. 

Von der Erlaubnisfähigkeit ausgenommen sind bspw. Plakatierungen in unmittelbarer Umgebung 

eingetragener Baudenkmäler sowie öffentlicher Grün- und Naherholungsanlagen. Es ist nicht 

gänzlich auszuschließen, dass auch in diesen Bereichen eine Plakatierung erfolgte. Die 

Missachtung der Restriktionen konnte nur fallweise durch etwaige Bürgerbeschwerden über das 

Anliegen-Management-System (AMS) aufgedeckt und durch das Straßen- und Grünflächenamt 

weiterverfolgt werden. Im Verhältnis zu den vorherigen Wahlen war die Anzahl der Beschwerden 

durch die Bürger gleichbleibend hoch, was jedoch nichts über die tatsächliche Anzahl der Plakate 

aussagt. Über AMS kam es zu einer Vielzahl von Beschwerden. Jede Beschwerde hat weiteren 

Verwaltungsaufwand zur Folge, der personalmäßig gerade in der Wahlzeit kaum händelbar ist. Die 

Parteien konnten in der Vergangenheit lediglich dazu aufgefordert werden, die auferlegten 

Bestimmungen einzuhalten und die Werbung korrekt zu platzieren. Im Vergleich zu anderen 

kostenpflichtigen Sondernutzungsgenehmigungen (z. B. Zirkuswerbung), gibt es aber für die 

gebührenfreie Wahlwerbung deutlich weniger Beschränkungen. Der Aufwand für erstellte 

Erlaubnisse sowie die Bearbeitung der einhergehenden Beschwerden stehen zur Gebührenfreiheit 

für diese Dienstleistung in einem gewissen Missverhältnis. In der subjektiven Wahrnehmung ist es 

wirklich zu einer Verringerung der Wahlplakatierung in 2021 gekommen. Gleichwohl führt diese 

weiterhin zu Unrat, der teilweise noch Monate nach der Wahl auf den Straßen zu finden ist.  

 

 

 



4. Fazit/Vorschläge 

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass von der Wahlplakatbegrenzung zumindest eine 

Signalwirkung ausgegangen sein wird, auch wenn die tatsächliche Reduzierung vor Ort 

zahlenmäßig wie gesagt nicht nachgewiesen werden kann. In der Gesamtbetrachtung wird 

angeregt, dass die politischen Parteien zukünftig verstärkt auch andere, real zur Verfügung 

stehende elektronische Werbungsmöglichkeiten nutzen. Gerade die Zunahme an 

Werbemöglichkeiten insbesondere über das Internet hat dazu geführt, dass die 

Wahlplakatierungen für die politische Willensbildung und auch für die Wahlentscheidung insgesamt 

an Bedeutung verloren haben. Auch gegenläufige Belange wie die Verkehrssicherheit, ein 

gewichtiger ästhetisch-stadtgestalterischer Schutzbedarf und die Gefahr einer Reizüberflutung der 

Bevölkerung durch Überfrachtung des öffentlichen Raumes mit Wahlkampfwerbung sind unter 

fortwährender Berücksichtigung des Gleichbehandlungsgrundsatzes zu bedenken. Zur Vermeidung 

eben dieser Überflutung des Bezirkes durch Wahlplakatierungen und zur Aufrechterhaltung der 

Verkehrssicherheit ist es aus hiesiger Sicht durchaus angeraten, die Anzahl der Plakate noch weiter 

zu limitieren bzw. ganz wegfallen zu lassen. Individuell genehmigte Wesselmann-Tafeln würden 

diesbezüglich die einzige, gut kontrollierbare Alternative zum einem unübersichtlichen Plakat-

„Dschungel“ darstellen. Dies wäre auch aufgrund der herausragenden Stellung Berlins als 

Hauptstadt bzw. der Außendarstellung zu begrüßen, da eine überladende und verschwenderische 

Plakatierung nur schwerlich vermittelbar ist. In diesem Sinne wäre auch eine einheitliche und 

überbezirkliche Kontingentierung der Wahlplakate seitens der Senatsverwaltung wünschenswert. 

Unter Berücksichtigung der Nebenbestimmungen sowie in Abhängigkeit der zur Verfügung 

stehenden Lichtmasten, sollte eine Gesamtanzahl möglicher Wahlplakate für ganz Berlin festgelegt 

werden. Unter Beachtung der Gleichbehandlung aller politischen Parteien und der bezirklichen 

Gegebenheiten, würde dann eine prozentual gleichmäßige Verteilung der Wahlplakate innerhalb 

der Stadtgrenzen erfolgen können. Eine Kontingentierung unterstützt ebenfalls den 

gesellschaftspolitischen Tenor des umweltzuträglichen Handelns. Im Hinblick auf die immer größer 

werdende Bedeutung des Umweltschutzes und der damit einhergehenden Nachhaltigkeit, stellt die 

Plakatwerbung wohl keine zeitgemäße und vertretbare Komponente im zukünftigen Wahlkampf 

mehr dar. Die Nachteile der Plakatwerbung, Zeit- und Finanzmittelverschwendung sowie 

Umweltverschmutzung, wäre durch Politik und Verwaltung abwendbar. 

5. Ausblick 

Die Wiederholungswahl am 12.02.2023 soll unter den gegebenen Umständen nachgezeichnet 

werden (siehe auch Anlagen 4 und 5), so dass auch die erlaubnisfähige Plakatanzahl unverändert 

bleibt. Lediglich der Wahlwerbungszeitraum wurde für die Wiederholungswahl durch 

Gesetzesänderung vom 15.11.2022 (Anlage 6) auf sechs statt sieben Wochen festgelegt. 

Die Wahlplakatszahlen bleiben bis auf Weiteres auf dem Stand von 2016/2017/2021 quasi 

eingefroren. Interpretation und weiterführende Beschlusslagen mit Blick auf künftige Wahlen 

bleiben in das Ermessen der BVV im Rahmen der ihr zukommenden Kompetenzen gestellt. 

 

Straßen- und Grünflächenamt T-K, 28.12.2022 




























